Ergänzung zum Arbeitsvertrag vom (Datum)
zwischen

X AG (im Folgenden „Arbeitgeber“ genannt)

und

Herr/Frau X (im Folgenden „Arbeitnehmer“ genannt)

betreffend

Erwerb des Führerausweises der Kategorie D
und/oder

Erwerb des CZV-Fähigkeitsausweises (Personenbeförderung)
1. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, die für den Erwerb der Ausweise notwendigen Ausbildungen (Programme, Kurse, Veranstaltungen etc.) zu besuchen, sich nach bestem Wissen und Gewissen für das Bestehen der Prüfungen einzusetzen und sich rechtzeitig und in enger Abstimmung mit dem Arbeitgeber für die Prüfungen anzumelden. Das Nichtbestehen der Prüfungen innerhalb eines Jahres kann die ordentliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses zur Folge haben.
2. Die Bezeichnung und Anordnung der Ausbildungen ist Sache des Arbeitgebers.

3. Der Arbeitgeber berücksichtigt bei der Zuteilung der übrigen Arbeit den Umstand, dass der Arbeitnehmer in Ausbildung ist.
4. Die Ausbildungszeit gilt als Arbeitszeit und ist voll lohnzahlungspflichtig.
5. Unter Vorbehalt der Ziffer 6 trägt der Arbeitgeber die (Hälfte der) Ausbildungskosten sowie einmalig die (Hälfte der) Prüfungskosten. Die vom Arbeitgeber übernommenen Gesamtkosten belaufen sich auf höchstens CHF XY.

6. Die Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Besuch der Ausbildungen (z. B. Wege-, Verpflegungs- oder Übernachtungskosten) gehen zu Lasten des Arbeitnehmers.

7. Bricht der Arbeitnehmer die Ausbildungen vor deren Abschluss ab, kündigt der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis vor Ablegung der Prüfungen oder kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus Gründen, die im Verhalten des Arbeitnehmers begründet sind, so entfallen die unter Ziffer 4 und 5 genannten Ansprüche sofort. Die bis zu diesem Zeitpunkt erbrachten Zahlungen des Arbeitgebers hat der Arbeitnehmer in vollem Umfang zurückzuerstatten.
8. Muss der Arbeitnehmer die Ausbildungen ohne sein Verschulden (z. B. infolge Krankheit oder Unfall) abbrechen oder kündigt er das Arbeitsverhältnis fristlos aus gerechtfertigtem Grund, so behält er die Ansprüche gemäss Ziffer 4 und 5 und wird nicht rückzahlungspflichtig gemäss Ziffer 7.
9. Wird das Arbeitsverhältnis vor Ablauf von zwei (drei etc.) Jahren nach Erwerb der Ausweise beendet durch Kündigung des Arbeitnehmers oder durch Kündigung des Arbeitgebers aus Gründen, die im Verhalten des Arbeitnehmers begründet sind, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, die gemäss Ziff. 4 und 5 erfolgten Zahlungen zurückzuerstatten, und zwar anteilsmässig für den Zeitraum zwischen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses und dem Ablauf der Bindungsfrist von zwei (drei etc.) Jahren. 
10. Rückzahlungen sind zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig und können mit den übrigen Ansprüchen des Arbeitnehmers verrechnet werden.
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